Mit ATTAC die Zukunft zurickerobern
Manifest 2002

Auch fur Frankreich ist 2002 ein Jahr entscheidender Wahlen. Zu dessen Auftakt unterbreitete der
franzsische Zweig der ATTAC-Bewegung am 19. Januar einer sechstausendkopfigen Versammlung
im Pariser Konzertsaal ,, Zenith” das ,, Manifest 2002“ . Unter dem Motto ,, Mit ATTAC die Zukunft
zurUckerobern“ wagen die Verfasser eine ebenso kenntnisreiche wie kilhne Synthese der
,» Globalisierungskritik* , die von Seattle bis Porto Alegre immer weitere Kreise zieht. Was da aus dem
Blickwinkel der franztsischen (Mutter-)Bewegung diagnostiziert, vorgeschlagen und gefordert wird,
tragt naturgeman stark franzosische Akzente. Aber das verwischt nicht, sondern verdeutlicht eher den
europaischen und globalen Charakter der vorgelegten Agenda. Oft geniigt es, beim Lesen einfach die
genannten Institutionen, Akteure und Handlungsebenen zu ,, tber setzen* , also die des eigenen Landes
einzusetzen, um die Relevanz des Gesagten auch fir die deutschen Verhaltnisse zu erkennen. Wahlen
die Nachbarn in diesem Jahr ihren Prasidenten und die Nationalversammlung neu, so haben wir
hierzulande einen langen, moglicherweise folgenschweren Bundestagswahlkampf vor uns.
Intervention, Burgeraktion, Burgerbewegung stehen also in diesem wie in anderen Landern auf der
Agenda der Demokratie obenan. — Wir unterbreiten das ,, Manifest 2002 nachstehend erstmals der
bundesr epublikanischen Offentlichkeit, in vollstandiger deutscher Ubersetzung (von Brigitte Schulte
und Annette Heiss sowie Marietta Winkler von Mohrenfels und Yan-Christoph Pelz). — D. Red.

Eine Bewegung, die die politischen Koordinaten verandert ...

Waéhrend seines fast vierjahrigen Bestehens hat Attac Analysen Uber die verheerenden Folgen der
neoliberalen Globalisierung gemacht, die sich leider taglich bestétigen. Aber Attac hat sich darauf
nicht beschréankt. Die Organisation hat die Offentlichkeit, die Abgeordneten, die Regierungen und die
internationalen Organisationen mit Alternativen konfrontiert. Von Seattle im November 1999 bis
Porto Alegre im Januar 2002 war Attac dabei und wird auch weiterhin an allen grof3en Aktionen der
sozidlen Bewegungen teilnehmen. Attac wird Uberall dort présent sein, wo Uber Alternativen
nachgedacht und Aktionen durchgefiihrt werden, die zeigen, dass , eine andere Welt moglich ist”.
Auch in den Diskussionen im Wahljahr wird sich Attac zu Wort melden. Aber die Bewegung wird das
auf ihre Weise tun.

Denn Attac ist keine Partei; keiner der Verantwortlichen bewirbt sich um ein Mandat, Attac wird auch
keine Kandidaten aufstellen oder unterstitzen. Als Bewegung, die Aufklérung und Aktion nicht
voneinander trennt, wird Attac jedoch in der Auseinandersetzung der nachsten Monate die Rolle eines
demokratischen Motors spielen. Wie wird dies geschehen? Nicht in Gespréachen mit Kandidaten und
Parteien hinter verschlossenen Tiren, sondern indem wir uns direkt an die Blrgerinnen und Burger
wenden. Sie sind es, die wir davon uberzeugen wollen, dass die gegenwartige Politik nicht die einzig
maogliche ist und dass weltweit Hunderte von Millionen Menschen genauso denken. Dies ist nach den
Ereignissen des 11. September um so dringlicher, da die militaristischen, unsoziaen und
demokratiefeindlichen Tendenzen — die Gunst der Stunde nutzend — die Probleme, die die Welt auch
schon am 10. September kannte, nur noch verschlimmert haben.

Wir wollen daran arbeiten, dass politisches Denken nach fast einem Vierteljahrhundert neoliberaler
Gehirnwasche sich wieder frel entfalten kann. Denn es sind die Ideen, die die Welt verandern. Die
zweihundert Jahre alte Ideologie des Liberalismus, dem man kurzerhand einen modernen Anstrich
verpasste, hat jedoch intellektuellen Schiffbruch erlitten, auch wenn sie bei den Entscheidungstrégern
noch immer hoch im Kurs steht. In Argentinien hat der Neoliberalismus gerade Bankrott gemacht,
nachdem er den gesellschaftlichen Zusammenhalt zerstért und Millionen Menschen in Armut und
Arbeitdosigkeit getrieben hat.

Nie wieder! Dieser Schwur der vom Terror der Militérdiktaturen befreiten Demokraten gilt auch fir
alle, die sich von der Diktatur der Méarkte befreien wollen. Deshalb kdmpft Attac fur die Besteuerung
der Finanzspekulation, insbesondere fir die Tobinsteuer auf Devisenhandel, fur die Auflésung der
Steuerparadiese und Off-Shore-Bankzentren, diese zynischen und schandlichen Hinterhtfe der

1



internationalen Finanzméarkte und Schlupfwinkel fir Schwerverbrecher und Kriminelle in
Nadelstreifen. Deshalb kédmpft Attac fUr die Streichung der Schulden der Entwicklungslander — die
ohnehin bereits mehrfach zurtickgezahlt wurden — und fir die Rickerstattung der gigantischen
Summen, die den Volkern von korrupten Machthabern und Diktatoren jeglicher Couleur mit dem
heimlichen Einversténdnis der Banken, Finanzinstitutionen und Regierungen des Nordens entwendet
und im Ausland deponiert wurden. Auch in Frankreich greift die Finanzmarktlogik immer mehr um
sich. Attac setzt dem Widerstand und Alternativen entgegen. Jede und jeder kann sich mit ihnen
vertraut machen, Uber sie diskutieren und ggf. auch Mitglied werden, um mitzuhelfen, dass aus Attac
eine Bewegung wird, die — um den Dichter Baudelaire (1) zu zitieren — ,, die Koordinaten verschiebt”.

Mit Attac die Zukunft wieder selbst gestalten

Ebenso wie in anderen grofRen Landern haben Wahlen in Frankreich eine Tragweite, die Uber die
Landesgrenzen hinaus reicht. Frankreich ist ein wichtiges Mitglied der Européischen Union (EU) und
kann deren Politik beeinflussen oder sie in bestimmten Féallen sogar scheitern lassen. Dies gilt
insbesondere fur die Welthandelsorganisation (WTO); auch im Exekutivdirektorium des
Internationalen Wahrungsfonds (IWF) und der Weltbank hat Frankreich einen Sitz; Frankreich ist
Mitglied der Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), in der
Entscheidungen im Konsens getroffen werden und folglich der Zustimmung Frankreichs bedurfen;
Frankreich ist Mitglied des Nordatlantikpaktes (NATO), der theoretisch ebenfalls nach dem
Konsensprinzip arbeitet; Frankreich ist standiges Mitglied des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen
(UNO). Und dies sind nur die wichtigsten multilateralen Organisationen, denen Frankreich angehdrt.
Das Land verfugt also Uber ein breites Instrumentarium, von dem die wenigsten — nicht einmal die
Parlamentarier —wirklich wissen, wie es genutzt wird.

Dennoch werden in diesen Gremien, die meistens nur das Ziel verfolgen, die neoliberae
Globalisierung zu fordern und zu flankieren, strukturbildende Entscheidungen getroffen, die sich nicht
nur auf Frankreich, sondern auch auf viele andere Lander, insbesondere die Entwicklungslander,
auswirken. Diese Beschliisse werden anschlieBend der Offentlichkeit als unvermeidliche
Entscheidungen aus ,, Briissel”, der WTO, des IWF, der Weltbank, der OECD etc. dargestellt, als ob es
sich um Institutionen handelte, mit denen unsere Regierung nichts zu tun hétte und bei denen keine
andere Wahl bestiinde, as sich ihnen zu unterwerfen. Dabei haben die Vertreter der franzdsischen
Regierung diesen Beschlissen ausdriicklich zugestimmt.

Esist also hochste Zeit, diese Institutionen ins Licht der Offentlichkeit zu riicken, und jenen, die dort
in unserem Namen politisch mitentscheiden, Rechenschaft abzuverlangen. Denn dort fallen die
wichtigen Entscheidungen! Und da die Wahler der eigentliche Souveran der Demokratie sind, ist es
auch ihr gutes Recht zu erfahren, was in diesen dunklen Zonen der Demokratie vor sich geht. Bei
welcher Wahl gab es je Kandidaten, die sich zu diesen Fragen geduf3ert hétten? An die Regierung
Ubertragen die Wahler einen grof3en, ja sogar den substantiellen Teil ihrer Souveranitét. Aber genau
dadurch werden die Blrgerinnen und Bilrger der Mdglichkeit beraubt, ihre Kontrollfunktion
auszuiben. Das ist das Gegenteil partizipatorischer Demokratie. Wenn es Attac 2002 gelingt, die
franzosische Politik und insbesondere die des Wirtschafts- und Finanzministeriums in den oben
genannten Organisationen zur Diskussion zu stellen und dazu beizutragen, dass sie unter die Kontrolle
der Volksvertreter kommt, dann wird Attac seinen Auftrag zur Aufkléarung der Offentlichkeit — und
des Parlaments! — nicht verfehlen.

In erster Linie muss bel den Entscheidungsmechanismen der Européischen Union angesetzt werden.
Die Angelegenheiten der Gemeinschaft sind in wachsendem Mal3e zugleich franzésische, belgische,
spanische, deutsche usw. Belange. Es gibt nur noch wenige Bereiche, in denen die nationale Politik
noch vollig autonom bleibt — das gilt selbst fir Bereiche, wo es moglich wére. Nationale Politik ist in
immer starkerem Mal3e lediglich die Umsetzung von Entscheidungen, die entweder durch die 15
Regierungen oder durch unabhangige Instanzen getroffen wurden, die jeglicher demokratischen
Kontrolle entzogen sind: die Europ&ische Kommission oder die Européische Zentralbank. Die Mihlen
der Gemeinschaft funktionieren, von wenigen Ausnahmen abgesehen, reibungslos als
Liberalisierungs-, Privatisierungs- und Flexibilisierungsmaschinerie, weitgehend losgeldst von den
Interessen der Bevolkerung. Damit verkehrt sich die allgemeine Akzeptanz 6ffentlicher Verwaltung in
eine Politik der Gemeinschaft, die 6ffentliche Einrichtungen diskreditiert.



Welche Institutionen sich jede/r Einzelne auch immer fir die Zukunft Europas wiinschen mag — und
die Meinungen dazu gehen legitimerweise auseinander — es muss dringend eine starke
parlamentarische Kontrolle tiber die EU-Politik hergestellt werden. In erster Linie durch die nationalen
Abgeordneten, aber auch — wenn man einem foderalistischen Konzept anhéngt — durch das
Europaparlament. Ldsungen gibt es, allerdings nur wenn der politische Wille vorhanden ist. Geben wir
uns jedoch keinen Illusionen hin: Nahezu ale fuhrenden Politiker — ob an der Regierung oder danach
strebend — fiihlen sich in diesen Zustéanden sehr wohl. Real werden die européischen Entscheidungen
von den nationalen Exekutiven getroffen, da die Regierungen den Ministerrat bestimmen. Dieser
wiederum bildet faktisch die Legidlative, wahrend das Européische Parlament nur eine sehr begrenzte
Rolle spidlt.

Dieses System macht es tbrigens auch méglich, den Birgerinnen und Birgern auf dem Umweg Uber
die EU unpopulére Mal3nahmen ,, unterzujubeln”, die die Regierungen auf nationaler Ebene nur mit
grofen Schwierigkeiten durchsetzen konnten. Die zukinftigen Parlamentarier mussten as Erstes
verlangen, dass sie — und mit ihnen die Wahler — in den wesentlichen européischen Angelegenheiten
nicht nur eine Statistenrolle spielen. In der 6ffentlichen Debatte wird sich zeigen, ob sie dazu bereit
sind.

Waéhrend schon die Entscheidungsmechanismen der EU ein betréchtliches demokratisches Defizit
erkennen lassen, unterliegen digjenigen in den internationalen Finanzinstitutionen praktisch der
Geheimhaltung. Wenn man die katastrophale Rolle kennt, die Weltbank und IWF in den meisten
Entwicklungslandern spielen, dann sollte man wissen, welche Mal3nahmen der franzdsische Vertreter
in beiden Institutionen (in denen Frankreich einen Stimmenanteil von 5% hat) unterstiitzt oder ablehnt.
Leider kennen wir die Antwort: ebenso wie bei den anderen europdischen Landern ist es die
systematische Anpassung an die Positionen Washingtons. In Asien, Afrika und Lateinamerika werden
die VOlker durch die Schuldenlast ausgeblutet und durch die Konditionen der
Strukturanpassungsprogramme, die nichts anderes als die Umsetzung ultraliberaler Konzepte sind,
geknebelt. Vollig zu Recht wird die Verantwortung daftr der Weltbank und dem IWF angel astet. Aber
mit gleichem Recht kdnnen die Regierungen angeklagt werden, diein diesen Institutionen letztlich die
Entscheidungen treffen — unter ihnen die franzdsische — und folglich auch digjenigen, die zulassen,
dass diese Regierungen so handeln: namlich wir, die Burgerinnen und Burger der Industrielander.
Diese Entscheidungen sind Geheimsache des Finanzministeriums. Die Parlamentarier bekommen erst
seit kurzem jahrlich einen auferst dirftigen Bericht, der im Nachhinein vom Finanzministerium
erstellt wird. Diese Situation ist nicht akzeptabel und bringt die sozialen Bewegungen sowie die
Abgeordneten in eine heikle Lage gegentiber den Landern, die sie unterstiitzen wollen. Bei einer
konsequenten Linie besteht die wichtigste Aufgabe darin, eine offentliche Kontrolle des Parlamentes
und innerhalb eines akzeptablen Zeitraums Stellungnahmen der Regierungsvertreter einzufordern, die
ihrerseits Moglichkeiten an die Hand bekommen sollten, die Birgerbewegungen zu informieren. Die
Schaffung dauerhafter Strukturen, ahnlich der bereits praktizierten Entsendung von Vertretern beider
Parlamentskammern in die EU, konnte dies ermoglichen. Dies sollte sich nicht auf die Weltbank und
den IWF beschranken, sondern sich natlrlich auch auf die Vorhut der neoliberalen Globalisierung,
namlich die WTO und die OECD erstrecken, ebenso auf die Internationale Arbeitsorganisation (ILO),
die Weltgesundheitsorganisation (WHO), die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO),
das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP), auf die Weltorganisation fir geistiges
Eigentum (WIPO) und auf zehn weitere multilaterale Institutionen, in denen uns direkt betreffende
Entscheidungen getroffen werden, die aber niemand auf3er dem zustdndigen Ministerium kontrolliert
oder Uberhaupt kennt.

Esist ein riesiges Feld, auf dem die représentative und partizipatorische Demokratie ausgelibt werden
konnen, das jedoch von diesen Institutionen und ihren Praktiken kaum bearbeitet wird. Es ist ein
international zu bestellendes Feld. Sich dieser Aufgabe zuzuwenden, bedeutet fir Abgeordnete und
Birger gleichermal3en, Schluss zu machen mit Politik als Schaugeschéft und in das Zentrum der
Macht vorzudringen. Die Herausforderungen fur die Demokratie auf nationaler Ebene sowie die
Solidaritét mit der Ubrigen Welt sind von planetarischen Dimensionen.



Die Zukunft der Arbeit im Zentrum der Reorganisation der
Gesellschaft

Frankreich und Europa haben wie ale OECD-Staaten das grof3e Problem der Arbeitslosigkeit, das
verschiedene Auspragungen annimmt. Die Wurzel des Ubels liegt in der zunehmenden Ausrichtung
der Wirtschaft auf die Finanzmérkte. Das fihrt zu einem verhangnisvollen Teufelskreis: die
spekulativen Blasen an den Finanzmérkten profitieren zwar von Produktivitétszuwéchsen, die
Gewinne daraus werden aber nicht an die Arbeitnehmer weitergegeben. Die Loéhne werden bei
gleichzeitiger Produktivitdtssteigerung gedriickt, sodass eine extreme Umverteilung stattfindet. Diese
restriktive Lohnpolitik fahrt wiederum zu einem mageren Wachstum. Gewinne werden nicht
investiert, sondern in Finanzanlagen gesteckt. Das fuhrt zur sténdigen Forderung der Arbeitgeber, die
Lohnkosten und Sozialausgaben zu verringern, ein Druck, der algemein zu immer unsichereren
Beschaftigungsverhdtnissen flhrt: unsichere Vertrage, Teilzeitarbeit vor allem fir Frauen,
Degualifizerung usw. Die Kindigungen bei Michelin und Danone ausschliefdlich zur , Pflege* der
Aktienkurse verdeutlichten den Zusam-menhang zwischen Finanzspekulation und Abbau von
Arbeitsplétzen.

Wagen wir es, dieser Abwartsspirale eine Neubewertung der Bedeutung des Arbeitsohns
entgegenzusetzen. Der Gedanke, dass Vollbeschéftigung eine rickwartsgewandte oder geféhrliche
Utopie darstellt, weil sie die Inflation anheize, ist nichts anderes als das Feigenblatt eines
konservativen Diskurses, der die wahren Interessen der Wirtschaft verdeckt, die jegliche Anderung der
Einkommensverteilung verhindern will.

Sowohl eine reale Arbeitszeitverkirzung, die Arbeitsplétze schafft, als auch das reibungsiose
Funktionieren des solidarischen Rentensystems, setzen eine Senkung der Einkommen aus
Finanzvermdgen voraus. Eine Riickkehr zur V ollbeschéftigung bedeutet folglich auch Lohnausgleich.
Die Arbeitnehmer und digjenigen, denen gekiindigt wurde, widersetzen sich den Gehaltsvorstellungen
des Arbeitgeberverbandes Medef (Unternehmerverband in Frankreich) und fordern einen
Arbeitnehmerstatus, der sie vor unsicheren Arbeitsverhdltnissen und der Zersplitterung der Tarife
schiitzt. Sie drangen auf eine gesellschaftliche Umgestaltung.

Offentliche Dienstleistungen schiitzen und reformieren

Auch wenn die offentlichen Dienstleistungen nicht perfekt sind, so bilden sie doch die Struktur einer
anderen als nur auf Marktprinzipien beruhenden sozialen Ordnung ab. Sie garantieren einen
gleichberechtigten Zugang fir alle, Gleichheit bei Gebihren und gleiche Behandlung. Sie sind der
Beweis dafir, dass sich manche Bereiche der Gesellschaft dem Zwang finanzieller Rentabilitét
entziehen konnen, aber trotzdem erfolgreich sind: In Frankreich sind das Verkehrsnetz, das
Kommunikations- und Energienetz, das Offentliche Gesundheitssystem — das von der
Weltgesundheitsorganisation als das beste der Welt angesehen wird — und das Bildungswesen
ungeachtet einigen Reformbedarfs auf3erst leistungsfahig.

Dabei geht es um viel Geld. Diese offentlichen Einrichtungen entziehen privaten Finanzspekul ationen
sagenhafte Summen und spielen eine entscheidende Rolle dabei, dass die Logik des Profits in den
elementaren Bereichen des gesdllschaftlichen Zusammenlebens nicht die Oberhand Uber das
Gemeinwohl gewinnt. Aus diesem Grund werden sie unablé&ssig von Unternehmerseite angegriffen.
Auf européischer Ebene beschleunigen die Deregulierungen, die von der Kommission vorangetrieben
und von den Regierungen beschlossen werden, den Verfallsprozess der dffentlichen Einrichtungen,
wie beispielsweise in  GroRbritannien. Offentliche Unternehmen werden schrittweise zu
multinationalen Unternehmen umstrukturiert, mit dem letztendlichen Ziel der Privatisierung (EDF,
GDF, SNCF). (2)

Die Welthandelsorganisation k&mpft mit ihrem Abkommen Uber den Handel mit Dienstleistungen
(GATS) an vorderster Front fur die Privatisierung aller Dienstleistungsbereiche. Fir die WTO stellen
diese Bereiche nichts anderes als Waren dar, darunter die elementaren Dienstleistungen der
Daseinsfirsorge wie Gesundheit oder Bildung. Will man dieser Raffgier einen Strich durch die
Rechnung machen, muss der Begriff des offentlichen Interesses wieder ernst genommen und
offentlich, demokratisch, effizient und solidarisch gestéarkt werden.



Kommt die Bildung unter den Hammer?

Die generelle Privatisierung der Bildung ist ein Ziel, das Artikel 1 des Allgemeinen Abkommens Uber
den Handel mit Dienstleistungen (GATY) festschreibt. Der Wettlauf in Richtung Vermarktung nimmt
je nach Land und Kontinent sehr unterschiedliche Zige an, ist jedoch immer mit einem 6konomischen
und einem ideologischen Ziel verbunden. Wie die Charta von Porto Alegre in ihrem Abschnitt Uber
Offentliche Bildung aufzeigt, fuhrt diese Logik der Dominanz des Privatwirtschaftlichen zu
bodenlosen Ungleichheiten: ideologische Gleichschaltung durch die multinationalen Konzerne dieses
Sektors, Privilegien der Reichen gegentiber den Armen und des Nordens gegeniiber dem Siden,
Vorrang des Schulbesuchs der Jungen auf Kosten der Madchen usw.

In Frankreich kommt die neoliberale Offensive aus dem Bildungswesen selbst. Das liegt an der
Besonderheit des franzosischen Bildungssystems, das auf der Grundlage der offentlichen und
laizistischen Schulen beruht. Dabei wird stets auf die ,, Werte des Unternehmertums* hingewiesen, die
letzten Endes jedoch nur die Werte der Arbeitgeber widerspiegeln. Auf diese Weise werden ale
maoglichen Maldnahmen gerechtfertigt: Reklame fir multinationale Marken in den Schulen, Gebrauch
padagogischer Arbeitsmittel mit Schleichwerbung fir Banken oder Unternehmen, sowie die
Einfihrung des Wettbewerbs zwischen den Schulen. Die Umsetzung der liberalen Dogmen auf das
Schulsystem fuhrten vor dem Hintergrund der Arbeitslosigkeit zu massiven Ungleichheiten zwischen
den Schulen, zu Schulversagen und zum Verlust kultureller Orientierung. Das Misstrauen gegentiber
den Schulen sowie die Gewalt, in der sich dieses Misstrauen nur allzu oft ausdriickt, sind einige der
beunruhigendsten Anzeichen daftr. Nur wenn man mit diesen Dogmen bricht, wird es moglich sein,
wieder Bildung fur alle und padagogischen und soziaen Erfolgen zu haben.

Steuern — Teufelszeug oder Instrument fur Gerechtigkeit und
Solidaritat?

Wer von Gemeinwohl und 6ffentlichen Dienstleistungen spricht, meint damit auch Finanzierung durch
den Staat. Die Liberalen prangern Steuern als Ursache fir sozialen Stillstand an, der angeblich die
Eigeninitiative erstickt. Prompt versprechen unsere Regierungen ,weniger Steuern” ! Das ist die
reinste Demagogie. Steuern sind fur die Finanzierung gesellschaftlicher Ausgaben da und befriedigen
somit kollektive Bedirfnisse. Nur Uber den Grad der Erflllung dieser sozialen Bedirfnisse kann man
feststellen, ob es,, zu viele Steuern* gibt oder nicht. Steuern miissen aul3erdem auf eine gerechte Art
und Weise erhoben werden. Im Gegensatz zum heute tblichen wére Steuergerechtigkeit, wenn die
Birger gemald ihrem Einkommen oder Vermégen zur Finanzierung der offentlichen Ausgaben
beitragen. Unser System der schwachen Steuerprogression ist weit davon entfernt! Es zeichnet sich
durch geringes Aufkommen bei Einkommenssteuern aus, die zusammen mit der Vermogenssteuer die
einzige Art progressiver steuerlicher Veranlagung darstellt. Diese Steuern betragen in Europa
durchschnittlich 13% des Bruttoinlandsprodukts, in Danemark 32%, in Frankreich aber lediglich
9,5%)!

Besonders ungerecht ist die Mehrwertsteuer als wichtigste Steuerquelle (in Frankreich 45%, wahrend
die Einkommenssteuer bei 20% liegt), da der Soziahilfeempfanger den gleichen Steuerbetrag
entrichten muss wie der Vermdgende, wenn er eine mehrwertsteuerpflichtige Ware oder
Dienstleistung kauft. Stattdessen sollten die Einkommenssteuer und die Vermdgenssteuer erhdht und
auf der Grundlage der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit erhoben werden, um so die ungleiche
Besteuerung von Arbeit und Kapital zu verringern.

Denn die Unternehmensteuer (etwa 250 Milliarden Francs) bringt weniger ein as die
Einkommenssteuer (etwa 300 Milliarden Francs). In Anbetracht der Gewinnsteigerung der
Unternehmen waére es gerecht, den Steuersatz zu erhéhen und auf die unterschiedlichen Gewinne zu
verteilen. Eine hohere Besteuerung wiirde demnach Gewinne belasten, die ohne Wertschépfung erzielt
wurden (Einkunfte aus Finanzgeschéaften, Spekulation, usw.).

Unternehmen, die durch eine hohe Quote an unsicheren Arbeitsplétzen oder durch Verzicht auf den
Faktor Arbeit Uberhaupt einen grofRen Mehrwert produzieren, sollten ebenfalls stérker besteuert
werden.



Das Gesundheitswesen im Norden wie im Siden wiederherstellen

Esist kaum bekannt, dass heutzutage Krankenhduser an der Borse notiert werden. Diese Unternehmen
haben eine besondere Struktur, bei der die Patienten den Rohstoff bilden. Sie sind natiirlich teurer als
Krankenhauser in 6ffentlicher Trégerschaft, aber sie verlangen standig betrachtliche 6ffentliche Mittel
fir ihre Betriebsausgaben. Diese Situation gibt uns einen Vorgeschmack auf ein Gesundheitssystem,
das nur noch der Logik des Marktes unterliegt.

Tats&chlich fuhren die Interessen der multinationalen Pharmakonzerne sowie die Orientierung an
betriebswirtschaftlichem Rentabilitétsdenken unter dem Deckméntelchen von ,, Kostenkontrolle® und
»Sparmaldnahmen” zu einem immer teureren und anfalligeren Gesundheitssystem mit zunehmend
ausschliel3endem Charakter gegeniiber weniger zahlungskraftigen Patienten. Diese Art der Medizin
und ihre Institutionen, die nur oberfl&chlich die Symptome behandeln, berlicksi chtigen haufig nicht die
Lebens- und Arbeitsbedingungen und reduzieren das Gesundheitswesen oft auf die Verordnung von
quantifizierbaren und ,, rentablen” Behandlungen.

Durch diese von der WTO bis zum auRersten getriebene Logik werden die Ver-marktung des
Gesundheitswesens, der vermehrte Einsatz von Einwanderern, also , billigerem® Pflegepersonal, die
kontinuierliche Senkung der ,Gesundheitskosten® (Schlieffung kleiner Einrichtungen, von
Geburtshilfestationen, Abbau der Bettenzahl, Wettbewerb zwischen den Einrichtungen usw.)
vorangetrieben. Diese Marktlogik erschwert die Mobilisierung finanzieller Mittel fir die Bekdmpfung
von AIDS und anderen Seuchen. Zum Schutz ihrer finanziellen Interessen ging die Pharmaindustrie
beispielsweise so weit, Brasilien und Sidafrika die Herstellung von Generika zu niedrigeren Kosten
verbieten zu wollen. Nur die Mobilisierung der internationalen 6ffentlichen Meinung hat zaghafte
Fortschritte auf der WTO-Konferenz von Doha ermdglicht. Aber die Bediurfnisse der Lander des
Sidens werden weiterhin kaum berticksichtigt. Auf ihre Art leiden die ,reichen” Lénder unter
derselben Politik: Da das Solidaritdtsprinzip im Krankheitsfall durch das Prinzip der
Zahlungsfahigkeit ersetzt wurde, erhélt derjenige, der zahlen kann, eine Behandlung, die sich nach der
Hohe seiner finanziellen Mittel richtet. Die anderen werden einer zufallsbedingten Minimalmedizin
anvertraut. Daher die Angriffe vor alem aus den héheren Etagen der Versicherungsunternehmen
gegen unser System der sozialen Sicherung, das auf der Solidaritdt durch Sozialversicherungsbeitrage
und auf Gegenseitigkeit beruht.

Der Generationenvertrag — Renten aus massivem Gold

In Frankreich entgeht der Uberwiegende Teil der Rentengelder noch den Finanzmérkten. Es versteht
sich, dass die 1100 Milliarden Francs, die jedes Jahr an die Rentner gezahlt werden, den Bankiers und
Versicherungstragern das Wasser im Mund zusammenlaufen lassen. Daher ihr massives L obbying fir
die Einrichtung von privaten Rentenfonds, deren gegenwértigen Pleiten jedoch auch deren
Unzuverlassigkeit zeigen. Aber sie geben sich nicht damit zufrieden, die Rentengelder in die Hand zu
bekommen. Die Arbeitgeber kdmpfen auch darum, das Rentensystem fir die Allgemeinheit zu
verschlechtern, zunachst durch die Forderung nach einer Verlangerung der Beitragszahlungen. Erst
dann soll die Rente in voller Hohe ausgezahlt werden. Die demographische Entwicklung wird als
Argument angefuhrt: durch die steigende Rentnerzahl kénne das derzeitige System nicht dem neuen
Finanzierungsbedarf gerecht werden. Alle Studien ergeben jedoch, dass durch eine geringfligige
Erhthung der Beitragszahlungen der Arbeitgeber (laut franzosischem Rentenrat maximal 0,37 Punkte
pro Jahr) das gegenwaértige Rentenniveau im Vergleich zur Lohnentwicklung gehalten werden konnte.
Denn wenn nichts unternommen wird, fuhrt die derzeitige Entwicklung zu einer relativ starken
Senkung der Renten bis zum Jahr 2040 (etwa um 20% des Rentenniveaus). Eine Beitragserhdhung
muss insofern stark relativiert werden, als der Anteil der Léhne am Mehrwert (das durch Unternehmen
geschaffene Vermdgen) in den letzten 20 Jahren um 10 Prozent gefallen ist. Es gibt also einen grof3en
Handlungsspielraum. Eine Angleichung des L ohnanteils hétte Gbrigens neutrale Auswirkungen auf die
Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen, vorausgesetzt, dass sie durch eine Senkung der Dividenden
der Aktiondre kompensiert wirde. Diese sind alerdings jedes Jahr gestiegen. Katastrophenstimmung
ist also nicht angebracht. Das solidarische Rentensystem hat Zukunft — man muss sich jedoch dafir
einsetzen. AulBerdem ist dieses System ein tragendes Element unserer demokratischen und
solidarischen Gesellschaft. In diesem Umverteilungssystem bestimmt nicht die Situation an den



Finanzméarkten die Hohe der Renten, sondern die Gesellschaft, die politisch entscheidet, wie grof3 der
Anteil des erwirtschafteten Reichtums sein soll, der an die dltere Generation geht.

Wirtschaftliche Alternativen entwickeln und umsetzen

Fir die neoliberale Denkweise ist die Okonomie eine Wissenschaft, die weder Diskussionen,
Alternativen noch Versuche duldet: Der Markt ist der alleinige Heilsbringer. Deshalb verdammt sie
mal stérker, mal schwécher, je nach Zeitpunkt und Situation alles, was nicht in ihr Weltbild passt:
offentliche Einrichtungen, Genossenschaften, kooperative Bewegungen. Das sind Konzepte und
Erfahrungen, die Wirtschaftliches und Soziales verbinden und Faktoren wie gegenseitigen Respekt,
die Erhaltung der Umwelt und der natiirlichen Ressourcen sowie Verteilungsgerechtigkeit
beriicksichtigen.

Dieser vielfdltige Sektor, der oft als soziale und solidarische Wirtschaft bezeichnet wird, weil er
demokratische und partizipatorische Prinzipien verteidigt, kann den Birgerinnen und Blrgern dazu
verhelfen, sich die Wirtschaft von der lokalen bis zur globalen Ebene wieder zu Eigen zu machen.
Diese Organisationsformen der Guter- und Dienstleistungsproduktion (Vereing, Verbande,
Genossenschaften), die sowohl in den Landern des Siidens als auch des Nordens existieren, zeigen,
dass Wirtschaft nicht unbedingt mit Ausbeutung, Spekulation, Verlagerung ins Ausland und
Entlassungen einhergehen muss. Sie agieren zu Gunsten lokaler Zusammenhdnge und der
Bevdlkerung und stellen nicht die betriebswirtschaftliche Logik in den Vordergrund.

Diese Unternehmen mit ihrer besonderen Rechtsform regen ein auf die Praxis ausgerichtetes
Nachdenken Uber die Bedeutung gesellschaftlichen Eigentums an und zeigen, dass Alternativen
maoglich sind: solidarische, gerechte Alternativen, die die sozialen und 6kologischen Gesetze und das
Prinzip der Geschlechtergerechtigkeit weltweit einhalten.

Diese Vidfalt wirtschaftlicher Ansdtze, die Schaffung spezifischer gesetzlicher und steuerlicher
Rahmenbedingungen und Regelungen zur Vergabe offentlicher Auftrage bieten also ausreichende
Grundlagen fur den Aufbau einer solidarischen Wirtschaft, und zwar hier und jetzt.

Die Bedrohung der Erde durch die Vermarktung

Die reichen Lander werden fur Katastrophen wie Tankerungliicke, Chemieunfalle und BSE immer
anfélliger. Industrielle und gesundheitliche Risiken nehmen aufgrund fehlender Vorsorge und
Schutzmal3nahmen sowie die Abschaffung staatlicher Regulierung sténdig zu. In den Landern des
Sudens haben die armsten Bevdlkerungsgruppen als erste unter der Umweltzerstérung zu leiden.
Dennoch zwingen die Strukturanpassungsprogramme des IWF und der Weltbank sie, ihre Ackerbdden
und Wader fur die Herstellung von Exportgitern zu opfern, um damit die Auslandsschulden
begleichen zu kénnen.

In diesem Zusammenhang folgt eine internationale Konferenz der anderen, aber sie enden stets mit
einem faulen Kompromiss. Beispielsweise sieht das im Jahr 2001 gebilligte Kyoto-Protokoll vor, der
Borse das Recht auf den Handel mit Emissionsrechten einzuraumen, ein Umweltschutz, der eben
gerade durch das Gesetz des Marktes gefahrdet wird. Es sind keinerlel Sanktionen vorgesehen, und
unter dem Deckmantelchen der ,, Hilfe zur Selbsthilfe* fir die armen Lander sehen sich die reichen
Lander von zwei Dritteln ihrer Verpflichtungen befreit, die sie in diesem Bereich zu | eisten hétten.
Man muss diesen Teufelskreis durchbrechen. Das allgemeine, kollektive Eigentumsrecht auf
Offentliche Guiter und nicht erneuerbare Ressourcen ist unverdulRerlich. Internationale demokratische
Einrichtungen missen sicherstellen, dass das eingehalten wird. Dazu muissen fir jeden Bereich
Standards eingefihrt werden, die dem aktuellen Wissensstand entsprechen. Diese gehen einher mit
spezifischen Verpflichtungen fur jeden Staat, die vom jeweiligen Entwicklungsstand abhéngen und
gegebenenfalls von Sanktionen begleitet werden.

Der Einsatz 6konomischer Instrumente wie Okosteuern, die das Verursacherprinzip stéarken und das
Konsumverhalten &ndern, muss auf jeden Fall mit einer Strukturpolitik zur Veranderung von
Produktionsprozessen verbunden werden. Zum Beispiel wére eine Besteuerung von Warentransporten
auf der Stral3e wenig wirksam, solange nicht gleichzeitig das Schienennetz ausgebaut wird.

Das Streben nach Wirtschaftswachstum ergibt nur dann einen Sinn, wenn es dem Wohle aller
Menschen dient und die Lebenschancen zukinftiger Generationen erhélt. Nicht jede Art von
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Wachstum ist wiinschenswert. Notwendig ist ein Wachstum, das qualifizierte Arbeitsplatze garantiert
und den Erhalt von Okosystemen gewahrleistet. Auf ein Wachstum, das zu unsicheren Arbeitsplétzen
fahrt und die Umwelt zerstort, muss hingegen verzichtet werden.

Wasser — ein schitzenswertes Allgemeingut

Ohne Wasser gibt es kein Leben. Das ist eine hinreichende Unterscheidung zu einer Ware. Jeder
Mensch miisste also Zugang zu sauberem Trinkwasser haben, in einer fir das Leben und fir diverse
Téatigkeiten ausreichenden Menge. Davon sind wir weit entfernt: Jeder dritte Erdbewohner hat keinen
Zugang zu Trinkwasser, wahrend innerhalb von weniger as einem halben Jahrhundert die Kontrolle
Uber dieses wertvolle Nal3 und dessen Verkauf einem kleinen Kreis von finanzstarken Unternehmen zu
Macht und Bereicherung verholfen haben.

In dieser Hinsicht spielt Frankreich eine besondere Rolle. Drei multinationale Konzerne (Vivendi,
Suez, Saur-Bouygues) teilen sich durch gepachtete Konzessionen 77% der Trinkwasserversorgung
und einen wachsenden Anteil an anderen Dienstlei stungsbereichen (Stadtsanierung und Mallabfuhr).
In Frankreich verkaufen diese Unternehmen Wasser fur durchschnittlich 20% mehr a's die Gemeinden
und die gemischten Konsortien, die die Trinkwasserversorgung in Eigenregie sicherstellen. Durch die
damit erzielten Gewinne konnen sie ganz verschiedene Unternehmungen, vor allem im Bereich der
Kommunikation, aufbauen. In zig Landern weltweit besitzen sie das Wassermonopol. Vivendi und
Suez stehen in diesem Bereich weltweit auf den ersten Platzen.

Inden ,reichen Landern erweisen sich dieindustrielle Landwirtschaft und Viehzucht nicht nur alsdie
grofiten Wasserverbraucher, sondern auch al's 6kologisch besonders unvertraglich. In den Landern des
Sudens wird Wasser sowohl fir die Aufrechterhaltung eines umweltschadlichen Wachstums, vor
alem durch Staudamme, als auch als Mittel militérischer Uberlegenheit benutzt.

Es ist also wichtig, Initiativen zu unterstiitzen, die sich fir die Einddmmung des enormen
Wasserverbrauches durch die landwirtschaftlichen Grof3betriebe und die Eigenkontrolle Uber die
Ressource Wassers einsetzen. International sollte sich die Offentlichkeit die Kontrolle (iber das Wasser
durch einen globalen Wasservertrag wieder zuriickholen. Dementsprechend muss Frankreich fordern,
Wasser als Gemeinschaftsgut der Menschheit aus den Verhandlungen Gber GATS auszuschliefden.

Demokratie geht auch durch den Magen

Die stéandige Verringerung der Landbevolkerung, stéandig wiederkehrende Probleme mit Seuchen,
Landverddung und die Zerstérung 6kologisch wertvoller Agrarflachen: Allesweist darauf hin, dass es
an der Zeit ist, ein anderes Landwirtschaftsmodell zu entwickeln, das sich nicht am Gewinn orientiert,
wie heute in Frankreich und Europa tblich.

Rein gewinnorientierte Entscheidungen zwingen zu einer Niedrigpreis-Landwirtschaft, vernichten
Einkommen aus landwirtschaftlicher Arbeit und folgen allein der kommerziellen Wettbewerbsl ogik.
Diese Perspektiveist in jeder Hinsicht zerstorerisch.

Der Beruf des Bauern erfillt ndmlich drei Funktionen: Herstellung von Nah-rungsmitteln in
ausreichender Menge und Qualitét, Sicherstellung einer sozialen Dimension durch die Schaffung von
Arbeitspl&tzen und schliefdich Erhaltung der nattirlichen Ressourcen und der biologischen Vielfalt, um
die Weitergabe des Gemeingutes an nachfolgende Generationen sicherzustellen. Im Siden
destabilisiert die industrielle Landwirtschaft die lokalen Mérkte, ruiniert die Subsistenzwirtschaft und
reduziert die Ernghrungssicherheit. Im Norden institutionalisiert sie eine problematische Dualitét von
Nahrungsmitteltypen, einerseits die Produkte der Nahrungsmittelindustrie, die in vielerlei Hinsicht
gefahrlich sind, andererseits einige Nischen mit Qualitétsprodukten, die den besser gestellten
Konsumenten vorbehalten sind.

Der Aufbau einer demokratischen Gesellschaft erfolgt auch im Bereich Erndhrung. Deshalb sind
Genmanipulation, genmanipulierte Organismen und Patente auf Leben in der Landwirtschaft — die
einzig darauf abzielen, Landwirte und Konsumenten den Gesetzen des Marktes und einigen weltweit
tatigen Agrokonzernen auszuliefern — nicht akzeptabel. Das Verbot der Patentierung von Lebewesen,
die ein unverduferliches Gemeingut der Menschheit sind, kann nur Uber die Aufhebung der
entsprechenden européischen Richtlinie erfolgen. Frankreich und Europa missen den Bauern das



Recht zuerkennen, wieder ihr eigenes Saatgut auszubringen und missen deren Leistung und die der
Iandlichen Gemeinschaften fir die Bewahrung der Artenvielfalt anerkennen.

Die kulturelle Vielfalt verteidigen

Jean-Marie Messier, Chef des multinationalen Konzerns Vivendi, hat durch seine Forderung nach
einem Ende der , franzdsischen kulturellen Ausnahme® die Diskussion um die Vermarktung der Kultur
wieder entfacht.

Frankreich ergriff staatliche Mal3nahmen, um kinstlerisches Schaffen und dessen Verbreitung, vor
allem das Netz der Buchhandlungen, zu schiitzen. In einigen européischen Landern wurden dhnliche
Gesetze verabschiedet.

Dabel geht es vor alem um die Preisbindung fur Blicher, die Einfihrung von européischen und
nationalen Quoten fur Radio- und Fernsehproduktionen (Musik und Spielfilme), die Verpflichtung der
Fernsehkandle (vor allem Canal +, der einzige geblhrenpflichtige Kanal im Richtfunknetz), sich an der
Filmproduktion zu beteiligen, sowie die Abgabe eines Teils der Kinoeintrittsgelder an européische
Filmschaffende.

Diese Maldnahmen zeigten einige positive Auswirkungen. Das Wiederaufleben des franzdsischen
Kinos wére zum Beispiel ohne die Zuschiisse aus den erzielten Einnahmen nicht moglich gewesen.
Sicherlich sind durch den Tausch von Musik im Internet einige neue Fragen aufgeworfen worden.
Aber auf européischer Ebene misste jede Reform das Ziel verfolgen, die Verbreitung von Kunst und
Kultur zu erschwinglichen Preisen zu fordern und gleichzeitig zu gewahrleisten, dass die Kiinstler ein
ausrei chendes Auskommen haben, um ihren Beruf ausiiben zu kénnen.

Die Haltung der multinationalen Unternehmen und Grof3konzerne wird durch die Offensive von Jean-
Marie Messier deutlich. Er mochte die Verpflichtungen fir Canal+ und allgemein das System der
Unterstitzung des franzdsischen Films abschaffen, um die Ausstrahlung amerikanischer Produktionen,
die ohnehin bereits algegenwartig sind und an denen er ebenfalls beteiligt ist, zu erleichtern. Die
franzosischen Produzenten haben sich dieser Herausforderung gestellt und den Kampf erdffnet. Wir
unterstiitzen sie dabei.

Uber die Grenzen hinaus agieren

Wir wollen uns eine gegebene Tatsache in Erinnerung rufen: Die neoliberale Globalisierung erfolgt
weltweit. Die Widerstande, die ihr entgegenzusetzen sind, und die zu erarbeitenden Alternativen
missen also auf der gleichen Ebene ansetzen, um Wirkung zu zeigen. Das bedeutet allerdings nicht,
dass die Zwischenebenen — also in unserem Fall die franzosische und die européische Ebene — an
Bedeutung verlieren wirden: Auch wenn die Definition der Ziele grenziiberschreitend ist, so findet
deren Umsetzung doch im spezifischen nationalen Umfeld statt, ohne dass es dafir Uberal eine
einheitliche Vorgehensweise gébe.

Daher richtet Attac seine Strategie und Aktionen von Anfang an auf die internationale Ebene aus.
Angesichts einer globalisierten Finanzwelt erfordern die Regulierung und die Umverteilung
tatséchlich einen weitrdumigen Ansatz und eine kritische Masse. Deshalb haben wir in einem ersten
Schritt, vor der Ausweitung auf die tbrige Welt, nicht nur fir eine franzdsische, sondern stets fir eine
europaische Tobin-Zone pléadiert.

Allerdings darf das von der Nationalversammlung verabschiedete Gesetz zur Umsetzung dieser
Malnahme (jedoch nur, falls die anderen betroffenen Parlamente zustimmen) nicht als eine Art
»Schwarzer Peter* verstanden werden, der an andere weitergegeben wird. Es handelt sich um einen
echten politischen Erfolg und eine wichtige Unterstiitzung fir unsere européischen Partner, die in
ihren jeweiligen Landern dafur kémpfen, dass dort eine solche Entscheidung getroffen wird. Diese
Methode gilt fur alle unsere wichtigen Kampagnen.

Der Schuldenerlass fir die Lander der Dritten Welt war im Jahr 2000 Gegenstand der weltweiten
Kampagne , Erlassiahr 2000, der wir uns angeschlossen haben. Wir haben versucht, in Frankreich
aktiv zu werden, da wir dort Uber Hebel und Druckmittel auf unsere eigene Regierung verfligen.
Gleichzeitig haben wir im Rahmen unserer Méoglichkeiten eine Informations- und
Aufklarungskampagne durchgefihrt. Im Hinblick auf die Krise in Argentinien, die morgen vielleicht
schon die Turkel oder ein anderes Land ereilen konnte, wurde die Schuldenfrage noch brisanter. Sie
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verdeutlicht die Notwendigkeit einer demokratischen Kontrolle der von der franzésischen Regierung
im IWF und in anderen Gremien eingenommenen Position. Aul3erdem verschlimmert sie die Lage der
Frauen, die in ganz besonderem Male Opfer der neoliberalen Politik, aber auch die aktivsten
Kéampferinnen fir deren Verhinderung sind. Deshalb unterstiitzt Attac die weltweit vernetzten
Fraueninitiativen.

Die gleiche Logik gilt fur die Forderung nach Abschaffung der Steuerparadiese und OffshoreZentren.
Die européische Ebene scheint dafiir der passende Rahmen zu sein, denn in Europa breiten sich diese
rechtsfreien Zonen schnell aus. Unsere Aufklarungsarbeit (durch die Studien und V eréffentlichungen
des wissenschaftlichen Beirates von Attac) sowie unsere Aktionen in Andorra, Jersey, Luxemburg und
Monaco belegen das.

Die Vorhaben der Welthandelsorganisation (WTO) verknipfen die lokale, nationale,
gemeinschaftliche und internationale Ebene sehr eng miteinander. Es gibt zwar eine einheitliche
Wirtschaftspolitik innerhalb der Europ&ischen Union, diese wird aber durch die Mitgliedsstaaten
festgelegt. Daher kdnnen wir nur in unseren jeweils eigenen Landern eingreifen.

Deshalb haben wir anldsslich der Verhandlung des Vertrages von Nizza im Jahre 2000 dafir
gekampft, dass die Einstimmigkeitsregel bei der Entscheidung Uber das Mandat der Kommission im
Bereich des Handels mit Dienstleistungen erhalten bleibt. Ihr Mandat umfasst vor allem die Bereiche
Bildung, Gesundheit und Kultur, die ale auch Gegenstand des Allgemeinen Abkommens Uber den
Handel mit Dienstleistungen (GATS) sind. Andernfalls hétten wir einen wertvollen Hebel verloren,
um dem Drang der Mehrheit der restlichen Mitgliedsstaaten nach freiem Warenaustausch
entgegenzuwirken.

Unser ndchster Kampf gegen die von der WTO ausgehenden Bedrohungen wird sich mit grof3er
Sicherheit gegen die Genmanipulation richten. Die Regierung Bush will, nachdem sie den Erfolg von
Doha erzielt hat, nun sehr schnell noch weiter gehen: Sie hat ihren Willen betont, die EU zur Erlaubnis
von Importen neuer genmanipulierter Produkte zu zwingen, damit die Gewinnsucht amerikanischer
multinationaler Agro- und Chemiekonzerne befriedigt werden kann. Gelinde gesagt kann man nicht
auf die Entschiedenheit der Europdischen Kommission z&hlen. Aber da die Entscheidung letzten
Endes von den 15 Mitgliedstaaten getroffen wird, missen uns die Kandidaten der ndchsten Wahlen
unverziglich Rede und Antwort stehen: Importgenehmigung — ja oder nein?

Es wird deutlich, dass wir innerhalb eines meist europaischen oder internationalen Rahmens handeln,
daauf diesen Ebenen die relevanten Entscheidungen getroffen werden. Dennoch bedeutet dasin jedem
Fall, dass wir uns zunéachst vorrangig in Frankreich mobilisieren, und zwar gemeinsam. Attac bleibt
stets offen fiir Kooperation und sucht die Ubereinstimmung mit anderen Bewegungen, die dieselben
Ziele verfolgen. Die Tatsache, dass unterschiedliche Vereinigungen und Gewerkschaften zu unseren
Grundungsmitgliedern zéhlen, ist ein besonders wertvoller Pluspunkt. Das erlaubt uns, von deren
eigenem Engagement, von ihrem Wissen und ihren Erfahrungen, die sie im Laufe der Jahre erworben
haben, zu profitieren.

Auf internationaler Ebene gilt die gleiche Logik. Wir nehmen unsere Partnerbewegungen so wie sie
sind. Ihr Charakter und ihre sonstigen Ziele weisen von Fall zu Fall betréchtliche Unterschiede auf.
Die Einrichtung eines Netzes von Attac-Verbanden, die bereits in 40 Landern présent sind, stellt
natirlich einen beachtenswerten Aspekt dieser Strategie dar. Viele dieser Verbande spielen die gleiche
Rolle wie Attac Frankreich: Sie sind Knotenpunkte fir kdmpferische, pluralistische Kréfte und sie
lassen sich nicht vor fremde Karren spannen. Es féllt Ubrigens auf, dass man Uberall die beiden
gleichen Merkmale wie bei uns finden kann: Ein spontan angenommenes Profil einer
handlungsorientierten Aufklarungsbewegung und die Fahigkeit, Manner und Frauen einzubeziehen,
die sich nicht unbedingt damit anfreunden kénnen, in eine Partei einzutreten, nicht einmal in eine
Gewerkschaft. Attac nimmt auf diese Weise Krafte im Kampf gegen die neoliberale Mobilisierung
und fir die Erarbeitung von Alternativen auf, die bisher noch keinen organisierten Rahmen gefunden
haben, um ihren Wunsch nach gemeinsamem Denken und Handeln zu realisieren.

Das Weltsoziaforum (WSF) in Porto Alegre, zu dessen Entwicklung Attac einen grofen Tell
beigetragen hat, ist dieses Mal auf weltweiter Ebene Ausdruck fur den tberall vorhandenen Willen,
Kampfe, Hoffnungen und Vorschlage zu globalisieren. Dort finden sich Gewerkschaften, Vereine,
NGOs sowie Abgeordnete aus aller Welt gleichermalen ein.

Wir furchten diesen engen Dialog mit den politischen Verantwortlichen absolut nicht. Er wird im
gegenseitigen Respekt vor der Identitét und Verantwortung des jeweiligen Gegentibers geflhrt. Er
mindert damit keineswegs unsere Unabhangigkeit von ihnen und er kann sie ermuntern, die Anliegen
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der sozialen Bewegungen besser zu verstehen, die meistens entscharft und verwdassert in den
nationalen Parlamentsstuben und Regierungspal 8sten ankommen.

Hier ist das WSF ein Mittel, die reprasentativen Demokratie mit mehr Leben zu erfillen, nach dem
weltweit bekannten Beispiel der Gastgeber-Stadt des WSF Porto Alegre, und das mit der Forderung
nach partizipativer Demokratie zum Ausdruck zu bringen.

Attac in Frankreich und in 39 weiteren Landern

Laut seiner Satzung wurde Attac am 3. Juni 1998 in Frankreich mit folgenden Zielen gegrindet:
»Erstellung und Verbreitung von Informationsmaterial sowie Forderung und Durchfiihrung von
Aktionen jeder Art, damit die Birger die Macht zuriickgewinnen, die die Finanzwelt auf alle Aspekte
des offentlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens in der ganzen Welt ausiibt. Zu
diesen Mitteln gehort die Besteuerung der Transaktionen auf dem Devisenmarkt (Tobinsteuer).” Das
heif¥, dass Attac zum einen seine Aufgabe in der 6ffentlichen Aufkldrung und in Aktionen gegen die
Diktatur der Mérkte sieht, sich diese Aufgabe zum anderen aber nicht nur in einem internationalen
Rahmen setzt, sondern auch in einem internationalistischen. Die Solidaritdt mit den Gesellschaften der
anderen Lander der Welt steht dabei im Mittel punkt seiner Vorgehensweise.

In Frankreich ist Attac sehr schnell gewachsen: Ende November 2001 z&hlte die Organisation bereits
28 000 Mitglieder (das sind 17% Steigerung im Vergleich zum Vorjahr) sowie 230 L okalkomitees, die
die Aktivitaten in allen Regionen einschliellich der franzésischen Ubersee-Gebiete betreuen.

In zahlreichen Landern haben sich spontan Attac-Gruppen gebildet. Das beweist, dass dieses Konzept,
das den liberden Dogmen Reflexion und Aktion entgegensetzt, weit Uber die Grenzen Frankreichs
hinaus Anklang findet. Im Moment gibt es 39 Gruppen, die bereits gegriindet sind oder kurz vor der
Grundung stehen. Diese befinden sich in folgenden Kontinenten und L &ndern:

Afrika: Burkina Faso, Kamerun, Marokko, Mali, Senegal, Tunesien

Lateinamerika: Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, Costa Rica, Dominikanische Republik,
Ecuador, Kolumbien, Paraguay, Peru, Uruguay, Venezuela

Nordamerika: Quebec

Asien: Japan

Europa: Belgien, Danemark, Deutschland, Finnland, Griechenland, Vereinigtes Konigreich
(Nordirland), Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Polen, Portugal, Republik
Irland, Schweden, Schweiz, Serbien, Spanien, Ungarn.

Auch wenn sich diese Organisationen alle mit dem Programm der internationalen Bewegung Attac
identifizieren, das im Dezember 1998 verabschiedet wurde, so hat doch jede ihre eigene Geschichte
und ihre eigenen Funktionsweisen. Es handelt sich um ein Netz ohne Zentrale, innerhalb dessen die
Information standig zirkuliert, dank gemeinsamer Instrumente wie Arbeitsunterlagen, Website und
mehrsprachige Newsletter (http://www.attac.org) und auch dank kontinentaler und weltweiter Treffen
(zum Beispiel anlasslich des Weltsozialforums in Porto Alegre). Alle diese Organisationen nutzen
dassel be rot-weil3e Logo, das man auf den Fahnen und Transparenten bei den grof3en Veranstaltungen
in alen Kontinenten wiederfindet.

In Europa, egal ob in Millau, Nizza, Goteborg, Genf oder Briissel, hat Attac seine Fahigkeit bewiesen,
sehr viele Aktivisten gegen die ultraliberale Politik der international en Finanzinstitutionen, der G8 und
der EU zu mobilisieren.

Anmerkungen:

(1) Charles Baudelaire (1821-1867), Je hais le mouvement qui déplace les lignes [La Beauté, in: Les
Fleurs du Mal, Blumen des Bosen) (Anm. d. Ubs.)].

(2) Die franzosischen 6ffentlichen Energieversorgungsbetriebe und Eisenbahnen. — Anm. d. Ubs.

11



	Eine Bewegung, die die politischen Koordinaten verändert ...
	Mit Attac die Zukunft wieder selbst gestalten
	Die Zukunft der Arbeit im Zentrum der Reorganisation der Gesellschaft
	Öffentliche Dienstleistungen schützen und reformieren
	Kommt die Bildung unter den Hammer?
	Steuern – Teufelszeug oder Instrument für Gerechtigkeit und Solidarität?
	Das Gesundheitswesen im Norden wie im Süden wiederherstellen
	Der Generationenvertrag – Renten aus massivem Gold
	Wirtschaftliche Alternativen entwickeln und umsetzen
	Die Bedrohung der Erde durch die Vermarktung
	Wasser – ein schützenswertes Allgemeingut
	Demokratie geht auch durch den Magen
	Die kulturelle Vielfalt verteidigen
	Über die Grenzen hinaus agieren
	Attac in Frankreich und in 39 weiteren Ländern

